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52. 
Verordnung 

der Landesregierung über die Neukundmachung des Kindergartengesetzes 

 
Artikel I 

Auf Grund des Art. 38 der Landesverfassung, 
LGBl.Nr. 9/1999, wird in der Anlage das Kinder-
gartengesetz neu kundgemacht.  

 
Artikel II 

(1) In der Neukundmachung werden die Ände-
rungen und Ergänzungen des Kindergartengeset-
zes, LGBl.Nr. 49/1991, berücksichtigt, die sich aus 
nachstehenden Vorschriften ergeben: 
a) Gesetz über eine Änderung des Kindergarten-

gesetzes, LGBl.Nr. 22/1993,  

b) Euro-Anpassungsgesetz, LGBl.Nr. 58/2001,  
c) Gesetz über eine Änderung des Kindergarten-

gesetzes, LGBl.Nr. 49/2002,  
d) EU-Rechtsanpassungsgesetz 2007, LGBl.Nr. 

1/2008, 
e) Gesetz über eine Änderung des Kindergarten-

gesetzes, LGBl.Nr. 48/2008.  
(2) Es werden ferner überholte Ausdrucksweisen 

durch die entsprechenden neuen Bezeichnungen er-
setzt, die Bezeichnungen der Abschnitte, Paragra-
phen und Absätze entsprechend geändert und hie-
bei auch die Verweisungen innerhalb des Gesetzes 
sowie sonstige Unstimmigkeiten richtig gestellt. 

  
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r  
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Anlage 
 

Gesetz 
über das Kindergartenwesen 
(Kindergartengesetz – KGG) 

 
I. Abschnitt 

Errichtung und Betrieb 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Kindergärten sind nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zu errichten und zu betreiben. 

(2) Kindergärten sind Einrichtungen zur Unter-
stützung und Ergänzung der familiären Betreuung, 
Erziehung und vorschulischen Bildung von Kin-
dern im Alter zwischen drei und sechs Jahren. 
Kindergärten sind grundsätzlich für Kinder mit und 
ohne Behinderung zugänglich. 

(3) Öffentliche Übungskindergärten, die einer 
öffentlichen Schule zum Zweck lehrplanmäßig vor-
gesehener Übungen eingegliedert sind, sind Sache 
des Bundes; auf diese findet dieses Gesetz keine 
Anwendung. 
 

§ 2 
Rechtsträger 

(1) Rechtsträger eines Kindergartens kann sein 
a) jede natürliche Person, die voll handlungsfähig 

sowie verlässlich ist und die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzt oder nach dem Recht 
der Europäischen Union oder aufgrund eines 
Staatsvertrages gleichzustellen ist,  

b) jede inländische Gebietskörperschaft als Träger 
von Privatrechten, 

c) jede sonstige juristische Person, die ihren Sitz 
im Inland hat oder nach dem Recht der Euro-
päischen Union oder aufgrund eines Staatsver-
trages gleichzustellen ist, wenn deren vertre-
tungsbefugte Organe verlässlich sind. 
(2) Vom Erfordernis der Staatsbürgerschaft kann 

die Bezirkshauptmannschaft nachsehen, wenn keine 
nachteiligen Auswirkungen auf die Führung des 
Kindergartens zu erwarten sind. 

(3) Den Rechtsträgern der Kindergärten kommt 
in allen behördlichen Verfahren, die in Vollziehung 
dieses Gesetzes durchgeführt werden, Parteistel-
lung zu. 
 

§ 3 
Bauliche Gestaltung und Einrichtung 

(1) Die Kindergärten sind zweckentsprechend 
zu erstellen und einzurichten. Sie müssen alle Vor-
aussetzungen erfüllen, die zur Betreuung, Erzie-
hung und vorschulischen Bildung der Kinder erfor-
derlich sind und haben die Bedürfnisse von Kindern 

mit Behinderung zu berücksichtigen. Die Kinder-
gärten haben den Grundsätzen der Pädagogik und 
Hygiene zu entsprechen. Jeder Kindergarten muss 
die nach der durchschnittlichen Kinderzahl, dem 
Alter der Kinder und der Art der Betreuung not-
wendigen Räumlichkeiten, einschließlich allfälliger 
Ruhe- und Rückzugsmöglichkeiten, aufweisen und 
ist mit einem Spielplatz auszustatten. 

(2) Eine Mitverwendung von Gebäuden und 
sonstigen Liegenschaften eines Kindergartens für 
andere Zwecke darf der Rechtsträger des Kinder-
gartens – von Katastrophenfällen abgesehen – nur 
zulassen, wenn durch die angestrebte Verwendung 
der Betrieb des Kindergartens nicht beeinträchtigt 
wird.  

(3) Die Landesregierung kann durch Verord-
nung regeln, welche Erfordernisse im Einzelnen 
vorliegen müssen, damit ein Kindergarten hin-
sichtlich seiner Lage, baulichen Gestaltung, Ein-
richtung und Ausstattung den Bestimmungen des 
Abs. 1 entspricht. Hiebei ist auch auf die bestehen-
den bau-, feuer- und sanitätspolizeilichen Vor-
schriften und auf die Erfahrungen der technischen 
Wissenschaften Bedacht zu nehmen. 

(4) Die Baubehörde hat in den Verfahren nach 
dem Baugesetz die Erfordernisse nach den Abs. 1 
und 2 bzw. eine Verordnung nach Abs. 3 gleich wie 
die Vorschriften über die allgemeinen bautechni-
schen Erfordernisse nach § 15 Baugesetz anzuwen-
den. Sie hat in solchen Verfahren jedenfalls die 
Kindergarteninspektorin (den Kindergarteninspek-
tor) und einen im öffentlichen Sanitätsdienst ste-
henden Arzt beizuziehen. Der Kindergarteninspek-
torin (dem Kindergarteninspektor) kommt zur Wah-
rung der Interessen nach diesem Gesetz in diesen 
Verfahren Parteistellung zu. Bescheide über Bau-
anträge, die Herstellung des rechtmäßigen Zustands 
oder die Untersagung der Benützung des vollende-
ten Bauvorhabens hat die Baubehörde unverzüglich 
der Bezirkshauptmannschaft vorzulegen. 
 

§ 4 
Anzeige der Betriebsaufnahme 

(1) Der Betrieb eines Kindergartens muss der 
Bezirkshauptmannschaft mindestens drei Monate 
vor der beabsichtigten Eröffnung angezeigt wer-
den. Die Bezirkshauptmannschaft hat die Kinder-
garteninspektorin (den Kindergarteninspektor) bei-
zuziehen und die Eröffnung des Kindergartens 
binnen zwei Monaten ab dem Zeitpunkt der Ein-
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bringung der Anzeige zu untersagen, wenn das für 
die Führung des Kindergartens erforderliche Per-
sonal nicht gesichert ist.  

(2) Wird die Eröffnung innert der im Abs. 1 be-
zeichneten Frist nicht untersagt, so kann der Be-
trieb des Kindergartens aufgenommen werden. Der 
Rechtsträger hat die Betriebsaufnahme der Be-
zirkshauptmannschaft unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Die Abs. 1 und 2 finden sinngemäß auch auf 
die Erweiterung von Kindergärten Anwendung. 
 

§ 5 
Kindergartenpädagoginnen 

(Kindergartenpädagogen) und 
Kindergartenhelferinnen  

(Kindergartenhelfer) 

(1) Dem Rechtsträger des Kindergartens obliegt 
die Beistellung der erforderlichen Kindergartenpä-
dagoginnen (Kindergartenpädagogen) und Kinder-
gartenhelferinnen (Kindergartenhelfer). 

(2) Kindergartenpädagoginnen (Kindergarten-
pädagogen) müssen fachlich befähigt (§ 6), ver-
lässlich (§ 7 Abs. 1) und gesundheitlich geeignet 
(§ 7 Abs. 2) sein. 

(3) Zur Unterstützung der Kindergartenpädago-
ginnen (Kindergartenpädagogen) können unter de-
ren Führung Kindergartenhelferinnen (Kindergar-
tenhelfer) eingesetzt werden. Kindergartenhelferin-
nen (Kindergartenhelfer) müssen das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, für den Umgang mit Kindern 
geeignet, verlässlich (§ 7 Abs. 1) und gesundheit-
lich geeignet (§ 7 Abs. 2) sein. 

(4) Die Einstellung einer Kindergartenpädago-
gin (eines Kindergartenpädagogen) oder Kinder-
gartenhelferin (Kindergartenhelfers) ist vom Rechts-
träger des Kindergartens unverzüglich der Bezirks-
hauptmannschaft anzuzeigen. Diese hat die Ver-
wendung einer Kindergartenpädagogin (eines Kin-
dergartenpädagogen) oder einer Kindergartenhelfe-
rin (eines Kindergartenhelfers) zu untersagen, wenn 
die Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 nicht erfüllt 
sind oder nachträglich wegfallen. 

(5) Wenn in einem Kindergarten mehrere Kin-
dergartenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen) 
angestellt sind, ist eine (einer) davon als Leiterin 
(Leiter) zu bestellen. Die Leiterin (der Leiter) muss 
hiezu, insbesondere aufgrund einer einschlägigen 
Ausbildung, befähigt sein. 
 

§ 6 
Fachliche Befähigung 

(1) Die fachliche Befähigung als Kindergarten-
pädagogin (Kindergartenpädagoge) erbringt, wer 
die Befähigungsprüfung für Kindergartenpädago-
ginnen (Kindergartenpädagogen) bestanden hat. 

(2) Die fachliche Befähigung als Sonderkinder-
gartenpädagogin (Sonderkindergartenpädagoge) er-

bringt, wer die Befähigungsprüfung für Sonderkin-
dergartenpädagoginnen (Sonderkindergartenpäda-
gogen) bestanden hat. 

(3) Solange geeignete Sonderkindergartenpäda-
goginnen (Sonderkindergartenpädagogen), die nach 
Abs. 2 fachlich befähigt sind, nicht zur Verfügung 
stehen, können zur Betreuung von Kindern, deren 
Förder- und Betreuungsbedarf wegen einer Behin-
derung erhöht ist, auch nach Abs. 1 befähigte Kin-
dergartenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen) 
verwendet werden. 

(4) Die in den Abs. 1 und 2 angeführten Prü-
fungen sind durch Zeugnisse öffentlicher oder mit 
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen oder 
staatlicher Prüfungskommissionen, die aufgrund 
schulrechtlicher Vorschriften eingerichtet sind, nach-
zuweisen. 

(5) Andere Ausbildungsnachweise als solche 
nach Abs. 4, die Angehörigen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union von einer zuständigen 
Stelle eines Mitgliedstaates ausgestellt worden 
sind, sind von der Landesregierung entsprechend 
der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen auf Antrag durch Be-
scheid als Ersatz für Prüfungen nach den Abs. 1 
und 2 anzuerkennen. Bestehen wesentliche Unter-
schiede zu den Prüfungen nach den Abs. 1 und 2 
und sind diese nicht durch Kenntnisse, insbeson-
dere aufgrund einer Berufspraxis, ausgeglichen, ist 
der antragstellenden Person die Wahl zwischen 
einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungs-
prüfung zu überlassen. Die Landesregierung kann 
durch Verordnung entsprechend der Richtlinie 
2005/36/EG die näheren Vorschriften über die An-
erkennung von Ausbildungsnachweisen, insbeson-
dere über die wesentlichen Unterschiede sowie den 
Inhalt und die Durchführung von Anpassungslehr-
gängen und Eignungsprüfungen, erlassen. 

(6) Der Eingang eines Antrages nach Abs. 5 ist 
innerhalb eines Monats zu bestätigen und es ist 
dabei gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterla-
gen fehlen. Gegen die Entscheidung der Landesre-
gierung, die spätestens innerhalb von vier Monaten 
nach Vorlage der vollständigen Unterlagen zu er-
folgen hat, steht das Rechtsmittel der Berufung an 
den Unabhängigen Verwaltungssenat offen. 

(7) Die Landesregierung kann durch Verord-
nung festlegen, inwieweit Ausbildungsnachweise 
gemäß Abs. 5 als Ersatz für Prüfungen nach den 
Abs. 1 und 2 gelten. 

(8) Die Abs. 5 bis 7 gelten sinngemäß für Aus-
bildungsnachweise, die in Drittstaaten oder für Dritt-
staatsangehörige ausgestellt worden sind, soweit 
diese hinsichtlich der Anerkennung von Berufs-
qualifikationen nach dem Recht der Europäischen 
Union oder aufgrund eines Staatsvertrages gleich-
zustellen sind. 

(9) Zeugnisse aus Staaten, auf die die Abs. 5 
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bis 7 nicht anzuwenden sind, sind als Nachweis der 
Erfüllung der fachlichen Anstellungserfordernisse 
im Sinne dieses Gesetzes nur zuzulassen, wenn sie 
schulbehördlich österreichischen Zeugnissen der 
verlangten Art als gleichwertig anerkannt (nostrifi-
ziert) worden sind. Die Landesregierung kann 
durch Verordnung festlegen, inwieweit Ausbil-
dungsnachweise aus solchen Staaten als Ersatz für 
Prüfungen nach den Abs. 1 und 2 gelten. 
 

§ 7 
Verlässlichkeit und gesundheitliche Eignung 

(1) Die für Kindergartenpädagoginnen (Kin-
dergartenpädagogen) und Kindergartenhelferinnen 
(Kindergartenhelfer) notwendige Verlässlichkeit ist 
durch eine Strafregisterbescheinigung nachzuweisen. 
Von Unionsbürgern sind jene Nachweise betref-
fend die Verlässlichkeit anzuerkennen, die ihnen 
von einer zuständigen Behörde ihres Herkunftsmit-
gliedstaates ausgestellt worden sind. Werden dort 
solche Nachweise nicht ausgestellt, kann der Nach-
weis der Verlässlichkeit durch eine eidesstattliche 
Erklärung, ist eine solche in dem betreffenden Mit-
gliedstaat nicht vorgesehen, durch eine feierliche 
Erklärung vor einer zuständigen Stelle dieses Staa-
tes erfolgen. 

(2) Die für Kindergartenpädagoginnen (Kin-
dergartenpädagogen) und Kindergartenhelferinnen 
(Kindergartenhelfer) notwendige gesundheitliche 
Eignung ist durch ein ärztliches Zeugnis nachzu-
weisen. Von Unionsbürgern sind jene Nachweise 
anzuerkennen, die in ihrem Herkunftsmitgliedstaat 
als Nachweis für die gesundheitliche Eignung gefor-
dert werden. Wird im betreffenden Mitgliedstaat ein 
solcher Nachweis nicht verlangt, ist eine Beschei-
nigung einer zuständigen Behörde dieses Staates 
über die gesundheitliche Eignung anzuerkennen. 

(3) Die Nachweise und Bescheinigungen nach 
Abs. 1 und 2 dürfen zum Zeitpunkt der Vorlage 
nicht älter als drei Monate sein. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß für Dritt-
staaten und Drittstaatsangehörige, soweit diese hin-
sichtlich der Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen nach dem Recht der Europäischen Union oder 
aufgrund eines Staatsvertrages gleichzustellen sind. 
 

§ 8 
Aufgabe der Kindergartenpädagoginnen 

(Kindergartenpädagogen) 
und der Kindergartenhelferinnen 

(Kindergartenhelfer) 

(1) Aufgabe der Kindergartenpädagoginnen 
(Kindergartenpädagogen) ist die Betreuung, Erzie-
hung und vorschulische Bildung der Kinder im Sin-
ne der Bestimmungen des § 11. Außerdem obliegt 
ihnen die notwendige Betreuung der Kinder im 
Kindergarten und bei Veranstaltungen im Rahmen 
des Kindergartenbetriebes. Die Betreuung umfasst 

insbesondere die Sorge um die körperliche Sicher-
heit und Gesundheit der Kinder. 

(2) Die Kindergartenpädagoginnen (Kinder-
gartenpädagogen), die an einer Schulung gemäß 
§ 18 Abs. 3 teilgenommen haben, sind berechtigt, 
bei der Betreuung der Kinder die notwendigen ein-
fachen pflegerischen Hilfstätigkeiten, wie beispiels-
weise die Verabreichung von Medikamenten, nach 
Maßgabe einer schriftlichen ärztlichen Anordnung 
durchzuführen. 

(3) Die Kindergartenpädagoginnen (Kindergar-
tenpädagogen) haben sich gewissenhaft auf die täg-
liche Kindergartenarbeit vorzubereiten. Die Vorbe-
reitung hat auf der Basis kontinuierlicher Beobach-
tungen der Kinder zu erfolgen. 

(4) Die Kindergartenpädagoginnen (Kindergar-
tenpädagogen) haben der Schulleitung auf Verlan-
gen Auskünfte zu erteilen oder Daten zu übermit-
teln, soweit diese für die Feststellung der Schulreife 
der Kinder notwendig sind. 

(5) Aufgabe der Kindergartenhelferinnen (Kin-
dergartenhelfer) ist die Unterstützung der Kinder-
gartenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen) unter 
deren Führung. 
 

§ 9 
Sachaufwand 

Dem Rechtsträger des Kindergartens obliegen 
die Bereitstellung und Instandhaltung der für den 
Kindergarten notwendigen Gebäude und sonstigen 
Liegenschaften, deren Reinigung, Beleuchtung und 
Beheizung, die Anschaffung und Instandhaltung 
der Einrichtung und der Bildungs- und Beschäfti-
gungsmittel, die Deckung des sonstigen Sachauf-
wandes sowie die Beistellung des zur Betreuung 
der Gebäude und sonstigen Liegenschaften allen-
falls erforderlichen Hilfspersonals. 
 

§ 10 
Zutritt zum öffentlichen Kindergarten 

Zum Kindergarten haben die Eltern (Erzie-
hungsberechtigten), Vertreter des Rechtsträgers des 
Kindergartens, Organe der Landesregierung und 
der Bezirkshauptmannschaft sowie Personen, mit 
denen die Kindergartenpädagoginnen (Kindergar-
tenpädagogen) gesetzlich oder vertraglich zur Zu-
sammenarbeit verpflichtet sind, Zutritt. Der Zutritt 
anderer Personen bedarf der Zustimmung der Kin-
dergarteninspektorin (des Kindergarteninspektors). 
 

II. Abschnitt 
Aufgabe und Organisation 

§ 11 
Erziehung und vorschulische Bildung 

(1) Die Erziehung und vorschulische Bildung in 
Kindergärten ist nach den Erfahrungen der Erzie-
hungswissenschaften, der Lernforschung und der 
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Kinderpsychologie und – soweit dies in Betracht 
kommt – nach den Erfahrungen der Sonder- und 
Heilpädagogik durchzuführen. Sie ist nicht als Un-
terricht im Sinne der Schule zu gestalten. 

(2) Aufgabe der Erziehung und vorschulischen 
Bildung ist die Förderung der geistigen, seelischen, 
sozialen, religiösen, ethischen und körperlichen 
Entwicklung der Kinder. Im Rahmen der Persön-
lichkeitsbildung ist jedes Kind als eigene Persön-
lichkeit in seiner Ganzheit anzunehmen, zu stärken 
und seinem Entwicklungsstand entsprechend zu för-
dern. Unter Berücksichtigung frühkindlicher Lern-
formen ist die Fähigkeit des Erkennens und Den-
kens, die soziale Reife, die Lernfähigkeit sowie die 
Lernbereitschaft der Kinder zu fördern; die Kinder 
sind ohne Zeit- und Leistungsdruck auf spielerische 
Art und Weise auf die Schule vorzubereiten. Insbe-
sondere sind auch die Kenntnisse der deutschen 
Sprache zu fördern. Zudem sollen die kreativen Fä-
higkeiten zur Entfaltung gebracht werden. Die Er-
ziehung und vorschulische Bildung von Kindern 
mit Behinderung hat der Art und dem Grad ihrer 
Behinderung zu entsprechen.  

(3) Zum Zweck einer erfolgreichen Kindergar-
tenarbeit haben die Kindergartenpädagoginnen (Kin-
dergartenpädagogen) engen Kontakt mit den Erzie-
hungsberechtigten zu pflegen. Vor allem sind El-
ternabende durchzuführen, in denen die Kindergar-
tenarbeit zu besprechen ist. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die Erziehung und vor-
schulische Bildung im Sinne der Abs. 1 bis 3 zu er-
lassen (Bildungs- und Erziehungsplan). In dieser 
Verordnung sind insbesondere Bestimmungen zu 
treffen über 
a) die wesentlichen Grundsätze für eine Planung 

der Kindergartenarbeit, die von der Kindergar-
tenpädagogin (vom Kindergartenpädagogen) zu 
erstellen ist; diese Planung soll sicherstellen, 
dass die Betreuung nach allgemein anerkannten 
Erkenntnissen der Vorschulpädagogik erfolgt 
und Gewähr für eine kind- und altersgerechte 
Bildung und Erziehung der Kinder unter wei-
testgehender Berücksichtigung ihrer individuel-
len Bedürfnisse bietet, 

b) ein einheitliches Instrumentarium zur Feststel-
lung des Sprachstands der Kinder und über In-
halt und Ausmaß jener pädagogischen Maß-
nahmen, die der Sprachförderung dienen, 

c) begleitende pädagogische Maßnahmen, wenn 
der Anteil an dreijährigen Kindern und Kindern 
mit Sprachförderbedarf pro Gruppe hoch ist. 
(5) In Kindergärten, deren Rechtsträger eine 

Gebietskörperschaft ist, ist den von den gesetzlich 
anerkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften 
hiezu beauftragten Personen zur Förderung der 
religiösen Entwicklung der Kinder ihres Bekennt-
nisses die erforderliche Zeit in einem Gesamtaus-

maß von höchstens einer Stunde pro Woche zur 
Verfügung zu stellen. Kinder, deren Erziehungsbe-
rechtigte eine Teilnahme nicht wünschen, sind von 
dieser Betreuung auszunehmen. 
 

§ 12 
Bedarfserhebung 

(1) Die Gemeinde hat jährlich in der Zeit von 
Anfang März bis Ende April den Bedarf an zu-
künftigen Kindergartenplätzen, differenziert nach 
Anzahl und Öffnungszeiten, zu erheben. Dabei hat 
sie insbesondere zu berücksichtigen 
a) den Bestand an Kindergartenplätzen in der Ge-

meinde, einschließlich jener in Kindergärten 
anderer Rechtsträger, 

b) die örtlichen Gegebenheiten, insbesondere der 
Bevölkerungs-, Siedlungs- und Verkehrsstruk-
tur, und 

c) die Bedarfsmeldungen von Eltern (Erziehungs-
berechtigten). 
(2) Die Rechtsträger, die in der Gemeinde einen 

Kindergarten betreiben, und die betroffenen Eltern 
(Erziehungsberechtigten) sind in geeigneter Form 
einzubinden. 

(3) Auf Basis der Bedarfserhebung hat die Ge-
meinde zu prüfen, ob der Bedarf durch das vorhan-
dene Angebot an Kindergartenplätzen gedeckt 
werden kann. Reicht das vorhandene Angebot nicht 
aus, hat die Gemeinde ein Konzept zu erstellen, 
durch welche Maßnahmen eine Bedarfsdeckung 
erreicht werden kann. Dabei ist die Möglichkeit 
einer Bedarfsdeckung durch Kindergärten anderer 
Rechtsträger oder auch durch andere Betreuungs-
formen (Kinderbetreuungseinrichtungen, Spiel-
gruppen, Tagesmütter udgl.) zu berücksichtigen. 

(4) Eine mögliche Bedarfsdeckung durch ande-
re Rechtsträger oder in Zusammenarbeit mit Nach-
bargemeinden ist mit diesen abzustimmen. 
 

§ 13 
Aufnahme und Ausscheiden 

(1) Der Besuch eines Kindergartens ist für alle 
Kinder freiwillig.  

(2) Für die Aufnahme in den Kindergarten ist 
eine Anmeldung durch die Eltern (Erziehungsbe-
rechtigten) notwendig. 

(3) Ein Kindergarten, dessen Rechtsträger eine 
Gebietskörperschaft ist, muss ein angemeldetes Kind 
aufnehmen, wenn es zu Beginn des Kindergarten-
jahres (Abs. 5) 
a) das dritte Lebensjahr bereits vollendet hat, 
b) über die körperliche, emotionale und soziale Rei-

fe (Kindergartenreife) verfügt; Abs. 7 bleibt un-
berührt, und 

c) in der betreffenden Gemeinde seinen Haupt-
wohnsitz hat; dies gilt nur, wenn der Rechtsträ-
ger des Kindergartens eine Gemeinde oder ein 
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Gemeindeverband ist. 
(4) Die Verpflichtung nach Abs. 3 gilt nicht im 

Falle des Abs. 7 oder wenn die Unterbringung per-
sonell oder räumlich nicht möglich ist. Können nicht 
alle angemeldeten Kinder aufgenommen werden, 
soll bei der Aufnahme auf folgende Reihenfolge 
Bedacht genommen werden: 
a) Kinder, die nach ihrem Alter dem Schuleintritt 

am nächsten stehen, 
b) Kinder, bei denen aus erzieherischen Gründen 

der Besuch des Kindergartens geboten erscheint. 
(5) Das Kindergartenjahr beginnt am zweiten 

Montag oder am darauffolgenden Dienstag im Sep-
tember. 

(6) Spätestens mit Beginn der Schulpflicht müs-
sen die Kinder aus dem Kindergarten ausscheiden. 
Auch von der allgemeinen Schulpflicht befreite 
Kinder sind aus dem Kindergarten auszuscheiden. 
Der Rechtsträger des Kindergartens kann jedoch 
das Ausscheiden solcher Kinder aus sozialen Rück-
sichten um längstens ein Jahr verschieben. 

(7) Der Rechtsträger ist im Rahmen des Zu-
mutbaren verpflichtet, Kindern mit Behinderung, 
welche die Gruppenfähigkeit noch nicht erreicht 
haben, durch geeignete Maßnahmen die Aufnahme 
in den Kindergarten zu ermöglichen und dafür zu 
sorgen, dass solche Kinder entsprechend ihren Be-
dürfnissen betreut werden können. Wenn trotzdem 
erhebliche nachteilige Auswirkungen für das be-
troffene Kind oder die anderen Kinder zu erwarten 
sind, ist die Aufnahme abzulehnen. Es können je-
doch auch die Zeiten, in denen ein solches Kind im 
Kindergarten betreut wird, entsprechend beschränkt 
werden, wenn dadurch die Aufnahme ermöglicht 
werden kann und wenn die Eltern (Erziehungsbe-
rechtigten) zustimmen. 

(8) Zeigt sich die mangelnde Gruppenfähigkeit 
oder die mangelnde Kindergartenreife eines Kindes 
erst nachträglich und kann der Kindergarten dem 
dadurch erhöhten Betreuungsaufwand aufgrund der 
räumlichen und personellen Voraussetzungen nicht 
Rechnung tragen, hat sich der Rechtsträger im Ein-
vernehmen mit den Eltern (Erziehungsberechtigten) 
um eine andere Möglichkeit der Betreuung des Kin-
des zu bemühen.  

(9) Wenn zweifelhaft ist, ob ein Kind gruppen-
fähig oder kindergartenreif ist, hat der Rechtsträger 
eine gemeinsame Beratung mit den Eltern (Erzie-
hungsberechtigten), der Kindergartenleiterin (dem 
Kindergartenleiter), der Kindergarteninspektorin 
(dem Kindergarteninspektor) und erforderlichen-
falls weiteren Fachkräften durchzuführen. 

(10) Wenn in den Fällen der Abs. 7 und 8 zwi-
schen den Eltern (Erziehungsberechtigten) und dem 
Rechtsträger des Kindergartens keine Einigung er-
zielt wird, hat über die Ablehnung der Aufnahme 
nach Abs. 7 oder über den Ausschluss nach Abs. 8 
die Gemeinde zu entscheiden. Vor der Entscheidung 
sind Gutachten des Gemeindearztes, der Kindergar-

teninspektorin (des Kindergarteninspektors) und auf 
Verlangen oder mit Zustimmung der Eltern (Erzie-
hungsberechtigten) erforderlichenfalls eines geeig-
neten Psychologen einzuholen. 
 

§ 14 
Gruppengröße 

(1) Einer Kindergartenpädagogin (einem Kin-
dergartenpädagogen) dürfen höchstens 16 Kinder 
anvertraut werden. Erfolgt die Betreuung durch 
zwei Kindergartenpädagoginnen (Kindergartenpä-
dagogen) oder steht der Kindergartenpädagogin 
(dem Kindergartenpädagogen) eine Kindergarten-
helferin (ein Kindergartenhelfer) zur Verfügung, 
liegt die Höchstgrenze bei 23 Kindern. Aus beson-
deren Gründen, insbesondere zur Vermeidung eines 
unzumutbar hohen Aufwandes, kann der Rechtsträ-
ger des Kindergartens diese Zahlen um höchstens 
zwei überschreiten. 

(2) Werden Kinder in eine Kindergartengruppe 
aufgenommen, deren Förder- und Betreuungsbe-
darf aufgrund ihrer Behinderung erhöht ist, muss 
der Kindergartenpädagogin (dem Kindergartenpä-
dagogen), sofern ihr (ihm) nicht eine weitere Kin-
dergartenpädagogin (ein weiterer Kindergartenpä-
dagoge) beigestellt ist, eine Kindergartenhelferin 
(ein Kindergartenhelfer) zur Verfügung stehen; es 
dürfen ihnen höchstens 16 Kinder anvertraut wer-
den. Wenn die Betreuung durch zwei Kindergar-
tenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen) erfolgt, 
beträgt die Höchstzahl 20 Kinder. Wenn bei einem 
der Kinder der Förder- und Betreuungsbedarf be-
sonders groß ist, bedarf es immer zweier Kinder-
gartenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen), de-
nen höchstens 16 Kinder anvertraut werden dürfen. 
In eine Kindergartengruppe dürfen höchstens vier 
Kinder mit erhöhtem Förder- und Betreuungsbe-
darf, davon höchstens zwei mit besonders großem 
Förder- und Betreuungsbedarf, aufgenommen wer-
den. In begründeten Einzelfällen kann die Bezirks-
hauptmannschaft eine geringfügige Überschreitung 
der Gruppengröße zulassen, sofern dies aus päda-
gogischen Gründen vertretbar ist. 

(3) In geschlossenen Räumen eines Kindergar-
tens dürfen nur so viele Kinder untergebracht wer-
den, dass auf ein Kind mindestens 2 m² freie Bo-
denfläche entfällt. 
 

§ 15 
Aufgaben der Eltern und Erziehungs-

berechtigten 

(1) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben 
an der Bedarfserhebung (§ 12) mitzuwirken. Die 
Anmeldung für einen Kindergarten, dessen Rechts-
träger eine Gebietskörperschaft ist (§ 13 Abs. 3), 
hat innerhalb der hiefür festgelegten Frist zu erfol-
gen. Die Anmeldefrist ist von der Gebietskörper-
schaft festzulegen und ortsüblich kundzumachen; 
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sie hat in der Zeit zwischen Anfang März und Ende 
Juni zu liegen. 

(2) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben 
dafür Sorge zu tragen, dass Kinder an der Feststel-
lung ihres Sprachstands sowie – im Falle festge-
stellten Sprachförderbedarfs –  an der Sprachförde-
rung (§ 11 Abs. 2 und 4) teilnehmen. 

(3) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben, 
erforderlichenfalls durch eine verlässliche Beglei-
tung, für die Sicherheit der Kinder auf dem Weg 
zum und vom Kindergarten zu sorgen. 

(4) Die Eltern (Erziehungsberechtigten) haben 
ansteckende Krankheiten ihrer Kinder unverzüg-
lich der Kindergartenpädagogin (dem Kindergar-
tenpädagogen) oder der Kindergartenleiterin (dem 
Kindergartenleiter) zu melden und die Kinder, so-
lange eine Ansteckungsgefahr besteht, vom Kin-
dergarten fernzuhalten. Gleiches gilt, wenn durch 
ein gesundes Kind ansteckende Krankheiten, die in 
der Familie aufgetreten sind, auf andere Kinder 
übertragen werden könnten. 
 

§ 16 
Öffnungszeiten und Ferien 

(1) Die täglichen Zeiten, in denen der Kinder-
garten zum Besuch durch die Kinder offengehalten 
wird, und die Ferien hat der Rechtsträger des Kin-
dergartens festzusetzen und auf geeignete Weise 
bekannt zu machen. Hiebei ist auf die Bedürfnisse 
der Kinder und der beteiligten Familien sowie be-
sonders darauf Rücksicht zu nehmen, dass den Kin-
dern die üblichen Mahlzeiten und die notwendigen 
Schlaf- und Ruhezeiten geboten werden können. 

(2) Der Kindergarten muss täglich an allen 
Werktagen, ausgenommen Samstags, zumindest 
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr offen sein. Dies gilt 
nicht, wenn Ferien sind.  
 

§ 17 
Kindergartenversuche 

(1) Der Rechtsträger des Kindergartens kann 
bei der Landesregierung die Bewilligung eines 
Kindergartenversuches beantragen. Dem Antrag ist 
eine Beschreibung des Kindergartenversuches an-
zuschließen. In der Versuchsbeschreibung sind der 
Inhalt des beantragten Versuches und die erforder-
lichen Abweichungen von den für die Kindergar-
tenarbeit sonst geltenden Regelungen eingehend 
darzulegen. 

(2) Die Landesregierung kann den Kindergar-
tenversuch bewilligen, wenn örtliche Bedürfnisse 
vorliegen und der Versuch weder den Bestimmun-
gen des § 11 noch anderen öffentlichen Interessen 
widerspricht. Die Landesregierung kann die Errei-
chung des Versuchszieles durch entsprechende Auf-
lagen sicherstellen. Die Auflagen sind erforderlichen-
falls zu ändern. 

III. Abschnitt 
Fortbildung der Kindergartenpädagoginnen 

(Kindergartenpädagogen) 

§ 18 

(1) Die Kindergartenpädagoginnen (Kinder-
gartenpädagogen) sind verpflichtet, vier Tage im 
Jahr an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen. 
Die Rechtsträger der Kindergärten sind verpflich-
tet, diese Teilnahme zu ermöglichen. 

(2) Die Veranstaltungen nach Abs. 1 dienen der 
Fortbildung, Beratung und dem Erfahrungsaus-
tausch der Kindergartenpädagoginnen (Kindergar-
tenpädagogen). Neben den Erziehungswissenschaf-
ten, der Lernforschung und der Kinderpsychologie 
sind pflegerische Hilfstätigkeiten, Sprachförderung, 
Heimatkunde, Mundartpflege und Verkehrserzie-
hung besonders zu berücksichtigen. 

(3) Zur Vorbereitung von Kindergartenpädago-
ginnen (Kindergartenpädagogen) auf die Durchfüh-
rung von pflegerischen Hilfstätigkeiten ist im Rah-
men der Fortbildungsveranstaltungen eine Ausbil-
dung durch einen Arzt in der Dauer von acht Stun-
den vorzusehen. 

(4) Die Fortbildungsveranstaltungen sind von 
der Landesregierung zu organisieren. Sie sind mög-
lichst während der üblichen Ferienzeiten abzuhal-
ten. Sie sind so festzusetzen, dass den Kindergar-
tenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen) in den 
Hauptferien ein zusammenhängender Urlaub von 
vier Wochen verbleibt. 
 

IV. Abschnitt 
Förderung des Landes 

§ 19 

Der Betrieb eines Kindergartens wird von der 
Landesregierung jedenfalls nur dann gefördert, wenn 
er den Vorschriften dieses Gesetzes entspricht. 
 

V. Abschnitt 
Aufsicht 

§ 20 
Aufsichtsbehörde 

(1) Kindergärten unterliegen nach Maßgabe der 
Abs. 2 bis 4 der Aufsicht der Bezirkshauptmann-
schaft. Diese hat dafür zu sorgen, dass die den 
Rechtsträgern der Kindergärten nach diesem Ge-
setz obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden. 

(2) Wenn der Rechtsträger eines Kindergartens 
den ihm nach diesem Gesetz obliegenden Ver-
pflichtungen – ausgenommen jenen nach § 3 – nicht 
nachkommt, hat die Bezirkshauptmannschaft mit 
Bescheid die Erfüllung dieser Verpflichtung innert 
angemessener Frist vorzuschreiben. Kommt der 
Rechtsträger seinen Verpflichtungen dennoch nicht 
nach, so kann die Bezirkshauptmannschaft, wenn 
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die Vollstreckung des Bescheides nicht zweckmäßig 
wäre, den Betrieb des Kindergartens mit Bescheid 
befristet oder unbefristet untersagen. 

(3) Die Bezirkshauptmannschaft und die Lan-
desregierung sind berechtigt, die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen jederzeit 
zu überprüfen. Zu diesem Zweck ist den behördli-
chen Organen zu allen Räumlichkeiten des Kinder-
gartens unbeschränkt Zutritt zu gewähren. 

(4) Zur Abwehr unmittelbar drohender Gefah-
ren für die Kinder in sittlicher und gesundheitlicher 
Hinsicht können die erforderlichen Maßnahmen 
auch ohne vorausgegangenes Verfahren durch An-
wendung von Zwangsmitteln getroffen werden. 
 

§ 21 
Kindergarteninspektorin 
(Kindergarteninspektor) 

(1) Die Landesregierung hat eine oder nach Be-
darf mehrere geeignete Personen als Kindergarten-
inspektorinnen (Kindergarteninspektoren) zu be-
stellen. Diese haben ihre Aufgaben als Organe der 
Bezirkshauptmannschaft auszuüben. 

(2) Der Kindergarteninspektorin (dem Kinder-
garteninspektor) obliegen insbesondere die pädago-
gische Aufsicht über die Kindergärten und die fach-
liche Beratung der Kindergartenpädagoginnen (Kin-
dergartenpädagogen). Die Kindergarteninspektorin 
(der Kindergarteninspektor) hat wahrgenommene 
Mängel, sofern diese nicht im Zuge der Inspektion 
behoben werden, dem Rechtsträger des Kindergar-
tens bekannt zu geben. 

(3) Die Bezirkshauptmannschaft hat die Kin-
dergarteninspektorin (den Kindergarteninspektor) 
bei der Vollziehung dieses Gesetzes in allen An-
gelegenheiten fachlicher Art als Amtssachverstän-
digen zu verwenden. 

 
VI. Abschnitt 

Dienstrecht der Gemeinde-Kindergarten-
pädagoginnen 

(Gemeinde-Kindergartenpädagogen) 

§ 22 

(1) Die folgenden Bestimmungen gelten nur für 
Kindergartenpädagoginnen (Kindergartenpädago-
gen) der Gemeinden, deren Dienstverhältnis in den 
Anwendungsbereich des Gemeindebedienstetenge-
setzes 1988 fällt. 

(2) Die Dienstposten der Kindergartenpädago-
ginnen (Kindergartenpädagogen) der Gemeinden 
gliedern sich in die Verwendungsgruppe k1 – Kin-
dergartenpädagogin (Kindergartenpädagoge) und 
in die Verwendungsgruppe k2 – Kindergartenhelfe-
rin (Kindergartenhelfer). 

(3) Die Bestellung auf einen Dienstposten der 

Verwendungsgruppe k1 erfordert die erfolgreiche 
Ablegung der Befähigungsprüfung für Kindergar-
tenpädagoginnen (Kindergartenpädagogen), die Be-
stellung auf einen Dienstposten der Verwendungs-
gruppe k2 eine mindestens zweijährige Praxis als 
Kindergartenhelferin (Kindergartenhelfer). 

(4) Der Gehalt der Kindergartenpädagogin (des 
Kindergartenpädagogen) wird durch die Verwen-
dungsgruppe, in die sie (er) eingereiht ist, sowie 
durch das Lebensalter und die Dienstzeit bestimmt. 
Der Gehalt beträgt 
____________________________________________________________________ 

in der in der Verwendungsgruppe 
Gehalts- k1 k2 
stufe Euro 
____________________________________________________________________ 

 1 1.720,71 1.470,90 
 2 1.770,93 1.524,29 
 3 1.843,60 1.577,42 
 4 1.927,10 1.630,81 
 5 1.999,78 1.683,94 
 6 2.072,44 1.737,57 
 7 2.144,94 1.761,42 
 8 2.228,70 1.791,21 
 9 2.279,36 1.832,11 
 10 2.326,95 1.858,65 
 11 2.385,62 1.885,64 
 12 2.477,01 1.913,04 
 13 2.546,78 1.941,42 
 14 2.643,53 1.969,57 
 15 2.756,83 1.997,37 
 16 2.820,98 2.013,76 
 17 2.868,73 2.041,56 
 18 2.905,49 2.069,78 
 19 2.942,15 2.097,43 
 20 3.007,69 2.136,10 
 21 3.051,57 2.179,12 
____________________________________________________________________ 

Die Teuerungszulage und eine allfällige besondere 
Zulage zum Gehalt sind erstmalig zum 1. Jänner 
2009 zu gewähren. 

(5) Die Bestimmungen des § 126 Abs. 3 und 4 
sowie 6 bis 11 des Gemeindebedienstetengesetzes 
1988 gelten für Kindergartenpädagoginnen (Kinder-
gartenpädagogen) sinngemäß mit der Abweichung, 
dass es keine Dienstpostengruppen gibt, und dass an 
die Stelle der Verwendungsgruppe b die Verwen-
dungsgruppe k1 und an die Stelle der Verwendungs-
gruppe d die Verwendungsgruppe k2 zu treten haben. 

(6) Der Kindergartenpädagogin (dem Kindergar-
tenpädagogen), die (der) vier Jahre in der höchsten 
Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine Dienstalters-
zulage im Ausmaß von 150 v.H. des letzten Vorrü-
ckungsbetrages. Die Bestimmungen der §§ 18 und 
127 Abs. 1 des Gemeindebedienstetengesetzes 1988 
gelten für Kindergartenpädagoginnen (Kindergar-
tenpädagogen) nicht. 
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VII. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 23 
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der 
Gemeinde sind solche des eigenen Wirkungsberei-
ches. 
 

§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 

Übergangsbestimmungen 

(1) Änderungen, die sich aus dem Gesetz über 
eine Änderung des Kindergartengesetzes, LGBl.Nr. 
48/2008, ergeben, treten am 1. September 2008 in 
Kraft. 

(2) Am 1. September 2008 bereits anhängige 
Verfahren auf Errichtung eines Kindergartens so-
wie auf Betriebsaufnahme sind nach den §§ 3 bis 5 
in der Fassung vor dem LGBl.Nr. 48/2008 zu be-
enden.  

(3) Abweichend von § 14 Abs. 1 in der Fassung 
LGBl.Nr. 52/2008 gilt 
a) für die Zeit bis zum 31. August 2009: Einer 

Kindergartenpädagogin (einem Kindergarten-

pädagogen) dürfen höchstens 18 Kinder anver-
traut werden; erfolgt die Betreuung durch zwei 
Kindergartenpädagoginnen (Kindergartenpäda-
gogen) oder steht der Kindergartenpädagogin 
(dem Kindergartenpädagogen) eine Kindergar-
tenhelferin (ein Kindergartenhelfer) zur Verfü-
gung, liegt die Höchstgrenze bei 25 Kindern; 
aus besonderen Gründen ist eine Überschrei-
tung um höchstens drei zulässig, 

b) für die Zeit vom 1. September 2009 bis zum 
31. August 2010: Einer Kindergartenpädagogin 
(einem Kindergartenpädagogen) dürfen höchs-
tens 17 Kinder anvertraut werden; erfolgt die 
Betreuung durch zwei Kindergartenpädagogin-
nen (Kindergartenpädagogen) oder steht der 
Kindergartenpädagogin (dem Kindergartenpä-
dagogen) eine Kindergartenhelferin (ein Kinder-
gartenhelfer) zur Verfügung, liegt die Höchst-
grenze bei 24 Kindern; aus besonderen Grün-
den ist eine Überschreitung um höchstens drei 
zulässig.  
(4) Für Kindergärten, die am 1. September 2008 

bereits betrieben werden dürfen, gilt § 14 Abs. 3 in 
der Fassung LGBl.Nr. 52/2008 nur für Um- und 
Zubauten. 
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53. 
Verordnung 

der Landesregierung über die pädagogische Kindergartenarbeit 
(Kindergartenbildungs- und -erziehungsplan) 

 
Auf Grund des § 11 Abs. 4 des Kindergarten-

gesetzes, LGBl.Nr. 52/2008, wird verordnet: 
 

§ 1 
Aufgaben des Kindergartens 

(1) Der Kindergarten ist eine vorschulische Bil-
dungseinrichtung und hat die häusliche Betreuung, 
Bildung und Erziehung von Kindern im Vorschul-
alter in einer Atmosphäre der Offenheit und Wert-
schätzung zu unterstützen und ergänzen. Im Rah-
men der Persönlichkeitsbildung ist jedes einzelne 
Kind als eigene Persönlichkeit in seiner Ganzheit 
anzunehmen und altersgerecht zu stärken. Seine 
Würde, Freude und Neugierde sind zu achten und 
zu fördern. Dabei sind die veränderten Umwelten 
der Kinder sowie neue Gesellschafts- und Familien-
strukturen zu erkennen, zu akzeptieren und mit Em-
pathie für Kinder und Eltern zu berücksichtigen. In 
der Gruppengemeinschaft soll sich das Kind selbst-
bewusst lernend und kommunizierend entwickeln 
und sich durch das Bewusstsein der Zugehörigkeit 
sicher fühlen. 

(2) In der Kindergartenpädagogik bilden Be-
treuung, Bildung und Erziehung jederzeit eine un-
trennbare Einheit und haben auf den Erfahrungen 
der Erziehungswissenschaft, der Lern- und Hirn-
forschung und der Kinderpsychologie aufzubauen, 
wonach gerade die ersten Lebensjahre eines Men-
schen für die Bildung der Persönlichkeitsanlagen 
von ausschlaggebender Bedeutung sind. Im Zu-
sammenwirken mit den Eltern ist die Entwicklung 
der Kinder durch geeignete Spielangebote und 
gruppendynamische Prozesse sowie durch physi-
sche, psychische und kognitive Begleitung best-
möglich zu fördern. Voraussetzung hiefür ist ein 
möglichst kontinuierlicher Kindergartenbesuch. 

(3) Kinder mit speziellen Begabungen, mit Ver-
haltensauffälligkeiten bzw. mit Defiziten jeder Art 
sind in Zusammenarbeit mit den Eltern frühestmög-
lich, gegebenenfalls interdisziplinär unter Beizie-
hung geeigneter Fachleute, zu fördern und so weit 
wie möglich in die Gemeinschaft der Gruppe zu 
integrieren. 

(4) Als interkulturell sensible Institution soll der 
Kindergarten im Hinblick auf eine grundlegende 
religiöse und ethische Bildung die Kinder zu einem 
achtsamen Umgang mit Lebewesen und Natur füh-

ren und befähigen, in Freiheits- und Friedensliebe 
anderen Kulturen und Menschen zu begegnen. 

(5) Unter Berücksichtigung der frühkindlichen 
Lernformen – Spielen, Arbeiten, Forschen, Erfin-
den, Gestalten und Experimentieren – sind Lernfä-
higkeit, Lernbereitschaft und soziale Reife vor-
zugsweise in altersgemischten Gruppen zu fördern 
und die Kinder ohne Zeit- und Leistungsdruck auf 
die Schule vorzubereiten. Die hiefür notwendigen 
Grundlagen sind in allen Bildungsbereichen zu er-
arbeiten, miteinander zu vernetzen und zu festigen. 
Die Bildungsangebote sind nicht als Unterricht im 
Sinne der Schule zu gestalten. 

(6) Im Bildungs- und Beziehungsgefüge Kind, 
Eltern, Kindergarten und Schule ist die Kindergar-
tenarbeit transparent zu gestalten. Der Kindergar-
ten hat durch geeignete Maßnahmen für die Kinder 
einen harmonischen Übergang in die Schule anzu-
streben. Um den Kindern Sicherheit zu vermitteln, 
soll den Kindern und Lehrpersonen durch gegen-
seitige Besuche sowie gemeinsame Veranstaltun-
gen und Aktionen ein Kennenlernen ermöglicht 
werden. Eltern, Kindergartenpädagoginnen (Kin-
dergartenpädagogen) und Lehrpersonen sollen re-
gelmäßig Informationen austauschen und gemein-
sam Fragen klären. 

 
§ 2 

Didaktische Prinzipien 

(1) Im Rahmen der längerfristigen und auf 
Kontinuität aufbauenden Bildungsprozesse ist das 
Spiel in Verbindung mit der Sprache die dominante 
Lernform und in allen Bildungsbereichen anzu-
wenden. Durch das Spiel soll die Grundlage für die 
spätere Lern- und Arbeitshaltung geschaffen und 
dem Kind die Möglichkeit gegeben werden, seine 
Wünsche zu erfüllen, Ängste zu bearbeiten und den 
seelischen Ausgleich zu gewinnen. Raum und Zeit 
des Spielens sowie die dabei verwendeten Spiel-
materialien sind dem Entwicklungsstand und Inte-
resse des Kindes anzupassen. Von besonderer Be-
deutung für die Kinder ist ein entsprechendes Ein-
gewöhnen und Kennenlernen in der Gruppe. Fol-
gende weitere didaktische Prinzipien sind anzu-
wenden: 
- Förderung der Gesamtpersönlichkeit und Indi-

vidualität, 
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- Orientierung am Kind und seiner Lebenssitua-

tion, 
- Lernen in der Gruppe, 
- Integrative Sprachförderung, 
- Motivieren zum Entdecken, Forschen und Expe-

rimentieren, 
- Förderung kreativer Verhaltensweisen, 
- Förderung der Autonomie durch einen partner-

schaftlichen Erziehungsstil, 
- Vereinfachung der Lehrinhalte unter Beachtung 

der Sachrichtigkeit und 
- Stärkung der psychischen Widerstandsfähigkeit 

in belastenden Lebenssituationen und gegen-
über Entwicklungsrisiken. 
(2) Die Sprachförderung von Kindern mit 

Sprachförderbedarf hat grundsätzlich durch die Kin-
dergartenpädagogin (den Kindergartenpädagogen) 
im Rahmen der vorschulischen Bildungsarbeit als 
durchgängiges Prinzip zu erfolgen.  

 
§ 3 

Bildungsbereiche 

(1) Im vorschulischen Bildungsprozess sollen 
die Kinder vielseitige Kompetenzen wie z.B. sozi-
ale Fähigkeiten, Arbeitshaltungen, Sprache, moto-
risches Geschick, Wahrnehmung, Denk- und Merk-
fähigkeit usw. erwerben. Das Kind soll lernen, 
Grenzen zu erkennen und zu akzeptieren, ein Ver-
antwortungsgefühl für sein eigenes Verhalten zu 
entwickeln und eine positive Kommunikation auf-
zubauen. Darüber hinaus sind die freudige Ge-
stimmtheit des Kindes, seine geistige Wachheit, 
Freude an der Tätigkeit und die Fähigkeit zu einem 
intensiven und konzentrierten Spiel – frei und an-
geleitet – als Merkmale für seine Lernbereitschaft 
zu beachten und zu fördern.  

(2) Im Rahmen der Aufgabenstellung gemäß 
§ 1 ist in ganzheitlicher, ausgewogener und ge-
schlechtergerechter Weise die Förderung der Kin-
der in folgenden Bereichen zu beachten:  
a) Emotionalität: 

- Gefühlsansprechbarkeit 
- Erlebnisfähigkeit 
- Liebes- und Bindefähigkeit 
- Umgang mit Aggressivität 
- Verarbeitung und Abbau von Frustration 
- Suchtprävention 

b) Sozialkompetenz: 
- Kontaktfähigkeit 
- Zusammenarbeit in der Gruppe 
- Konflikt- und Friedensfähigkeit 
- Gewaltprävention 
- Mitverantwortung für die Gruppe 
- Demokratiefähigkeit 
- Verständnis für die Verschiedenartigkeit von 

Menschen und Kulturen 
c) Werte und Orientierungskompetenz: 

- Verständnis der Grundrechte des Menschen, 

insbesondere der Kinderrechte 
- Moralisches Wertebewusstsein 
- Soziale und ökologische Verantwortung 
- Bezug zur regionalen Umwelt 
- Tradition und Heimatbewusstsein 
- Interkultureller Austausch 

d) Religiöse Erziehung: 
- Grundlagen der Religion  
- Achtung vor Natur und Lebewesen 
- Respekt gegenüber anderen Religionen 

e) Sexualerziehung: 
- Natürliche Einstellung zur Geschlechtlich-

keit 
- Partnerschaftliches Rollenverständnis 
- Basiswissen über menschliches Leben 
- Prävention gegen sexuellen Missbrauch 

f) Sprachbildung und frühe Sprachförderung nach 
einheitlichen Deutsch-Standards: 
- Sprache als Ausdrucks- und Verständigungs-

mittel 
- Annehmen kindlicher Ausdrucksweise 
- Gesprächsverhalten und Kommunikation 
- Sprechfreude 
- Bewusstsein für Sprachen 
- Hebung des Sprachniveaus 
- Sprachverständnis 
- Sprechtechnik 
- Regionale Mundart 
- Hinführung zur Hochsprache 
- Wertschätzung der Erstsprache 
- Deutsch als Zweitsprache 
- Mehrsprachigkeit als Chance 
- Fremdsprachen im Rahmen von Projekten  
- Spielerisches Heranführen an die Kultur-

techniken Lesen und Schreiben  
g) Gesundheits- und Bewegungserziehung: 

- Hygiene, Ernährung, Körper- und Gesund-
heitspflege 

- Erleben des eigenen Körpers 
- Körperbezogene Kompetenzen und Ressour-

cen 
- Anstrengung und Entspannung 
- Grundbewegungsformen 
- Gleichgewichtssinn 
- Feinmotorik als Vorerfahrung für das Erler-

nen der Kulturtechniken 
- Spiel, Spaß und Freude bei regelmäßiger Be-

wegung 
- Bewegung in der freien Natur 

h) Rhythmisch-musikalische Erziehung: 
- Singen und Musizieren 
- Traditionelle und neue Lieder 
- Rhythmik 
- Tanzen 
- Umgang mit Instrumenten 

i) Lern- und Leistungsfähigkeit: 
- Lerninteresse und Lernmotivation 
- Lernmethodische Kompetenzen 
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- Positive Arbeitshaltungen wie Konzentra-
tion, Ausdauer, Sorgfalt und Selbständigkeit 

- Phonologische Bewusstseinsbildung 
j) Denk- und Merkfähigkeit: 

- Intensivierung der Beobachtungsfähigkeit 
- Wahrnehmungsschulung 
- Sensomotorische Förderung 
- Konzentrationsschulung 
- Mathematisch-logisches Denken 
- Problemlösungsstrategien 

k) Kreativität: 
- Förderung kreativer Fähigkeiten 
- Ästhetische Bildung  
- Bildnerisches Gestalten und Werken 
- Planen, Legen, Bauen und Konstruieren 
- Freies Experimentieren ohne Vorgabe 
- Rollenspiel 

l) Umweltwissen und -verständnis: 
- Orientierung des Kindes in seiner Umwelt 
- Grundwissen über die Natur 
- Umweltgerechtes Verhalten 
- Sachgerechter Umgang mit Materialien und 

Arbeitsgeräten 
- Experimentelles Erfahren von physikalischen 

Naturgesetzen 
- Altersgemäße Fertigkeiten und Arbeitswei-

sen 
- Ansätze zu einem kritischen Konsumverhal-

ten 
- Umgang mit Medien  
- Verkehrserziehung mit praktischen Übungen 
 

§ 4 
Voraussetzungen der pädagogischen 

Kindergartenarbeit 

(1) Erfolgreiche Kindergartenarbeit verlangt 
vom gesamten Team das Bewusstsein und Bestre-
ben, Vorbild zu sein. Professionelle Arbeit erfordert 
daher ein wertschätzendes Miteinander im Team 
und die Gelegenheit zur Psychohygiene, für die der 
Dienstgeber erforderlichenfalls zu sorgen hat.  

(2) Zur Sicherung der Qualität der Kindergar-
tenarbeit haben sich die Kindergartenpädagoginnen 
(Kindergartenpädagogen) regelmäßig durch Fort-
bildung und Studium der einschlägigen Fachlitera-
tur mit den neuen wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen und gesellschaftlichen Entwicklungen ausein-
anderzusetzen und sich täglich gewissenhaft vorzu-
bereiten. Sie haben insbesondere die pädagogische 
Kindergartenarbeit schriftlich zu dokumentieren 
(Abs. 3), die Planungen zu erstellen (Abs. 5 und 6) 
und mit den Eltern (Abs. 7) und Schulen (§ 1 Abs. 6) 
engen Kontakt zu pflegen. Die Dokumentationen 
und Planungen sind der Kindergarteninspektorin 
(dem Kindergarteninspektor) auf Verlangen vorzu-
legen oder zu übermitteln. 

(3) Die Dokumentation der pädagogischen Kin-
dergartenarbeit ist für jede Gruppe schriftlich zu 

führen und hat aus Anwesenheitslisten, Vorberei-
tungen, Einzel- und Gruppenbeobachtungen sowie 
Reflexionen zu bestehen.  
a) Die Vorbereitungen haben zu beinhalten: 

- eine Jahresplanung einschließlich einer pä-
dagogischen Konzeption und allfälliger Pro-
jekte,  

- die Langzeitplanungen mit thematischen 
Schwerpunkten und didaktischen Reihen, 

- die Wochenplanungen und 
- die detaillierten Tagesplanungen. 

b) Die Einzel- und Gruppenbeobachtungen haben 
sich zu beziehen auf Entwicklungsphasen, Lern-
schritte und Verhalten der Kinder in Einzel- und 
Gruppensituationen. Die Einzelbeobachtungen 
werden in den von der Kindergarteninspektorin 
(dem Kindergarteninspektor) approbierten Be-
obachtungsbögen für jedes einzelne Kind stan-
dardisiert dokumentiert und enthalten u.a. Fest-
stellungen des Sprachstandes. 

c) Die Reflexionen beziehen sich auf das gesamte 
Bildungsgeschehen und haben zu beinhalten: 
- die Beobachtungen und Einschätzungen der 

Bildungswirksamkeit der kindlichen Lern- 
und Entwicklungsprozesse, insbesondere der 
Sprachentwicklung, 

- die Elternarbeit und  
- die Auseinandersetzung mit Evaluationsfra-

gen. 
Die Beobachtungen und Dokumentationen gemäß 
lit. b und c bilden die Basis für nachfolgende Vor-
bereitungsarbeiten, Elterneinzelgespräche, indivi-
duelle Sprachförderungsmaßnahmen und erforder-
lichenfalls für die Unterstützung durch externe Fach-
leute. 

(4) Die Beobachtungen beginnen grundsätzlich 
bei jedem Kind mit dem Kindergarteneintritt. Die 
standardisierte Dokumentation mit Sprachstands-
feststellung gemäß Abs. 3 lit. b hat bei den vierjäh-
rigen Kindern ab Beginn des Kindergartenjahres zu 
erfolgen. Die Kindergartenpädagogin (der Kinder-
gartenpädagoge) hat die Ergebnisse und die not-
wendigen Fördermaßnahmen mit den Eltern zu be-
sprechen. Das Ausmaß der Sprachförderung richtet 
sich nach § 5. Die Erfolge der Fördermaßnahmen 
sind im darauffolgenden Herbst bei jedem geför-
derten Kind nach dem selben Modus festzustellen 
und zu dokumentieren.  

(5) Bis zum Beginn des Kindergartenjahres hat 
die Kindergartenpädagogin (der Kindergartenpäda-
goge) eine schriftliche Jahresplanung mit einer pä-
dagogischen Konzeption zu erstellen und die prak-
tischen Vorbereitungen für den Kindergartenbeginn 
abzuschließen. Die Konzeption ist aufgrund einer 
Situationsanalyse nach Maßgabe der Rahmenbe-
dingungen im Kindergarten, der Gruppenstruktur, 
des familiären Umfeldes und der örtlichen Gege-
benheiten spezifisch für jede Kindergartengruppe 
zu erstellen. Sie hat insbesondere pädagogisch re-
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levante Unterschiede der Kinder sowie die dadurch 
bedingten Handlungsnotwendigkeiten zu enthalten.  

(6) Die Langzeit-, Wochen- und detaillierten 
Tagesplanungen hat jede Kindergartenpädagogin 
(jeder Kindergartenpädagoge) – gegebenenfalls in 
Abstimmung mit Kolleginnen (Kollegen) – selbst 
außerhalb des Kinderdienstes zu erstellen; dasselbe 
gilt für die Anpassung der pädagogischen Konzep-
tion, Führung der Elterneinzelgespräche und Team-
besprechungen. Für Teilzeitpädagoginnen (Teilzeit-
pädagogen) ist die Teilnahme an Teambesprechun-
gen im notwendigen Ausmaß ebenfalls verpflich-
tend. Bei mehrgruppigen Kindergärten sind auch 
die koordinierenden bzw. gruppenübergreifenden 
Arbeiten der Kindergartenleitung, insbesondere die 
pädagogische Steuerung, außerhalb des Kinderdiens-
tes durchzuführen. Die organisatorischen Maßnah-
men sind im Rahmen des Dienstplanes zu regeln.  

(7) Zwischen Kind, Eltern und Kindergartenpä-
dagogin (Kindergartenpädagoge) soll sich ein Be-
ziehungsdreieck entwickeln. Die Kindergartenpä-
dagoginnen (Kindergartenpädagogen) haben daher 
die Kindergartenarbeit für die Eltern transparent zu 
gestalten und sie über Verhalten und Entwicklung 
ihres Kindes zu informieren. Erforderlichenfalls 
haben sie den Eltern zu empfehlen, sich an geeig-
nete Fachleute zu wenden. Pro Jahr sind mindes-
tens drei Elternabende sowie zusätzliche andere ge-
eignete Formen der Elternarbeit anzubieten, die der 
Information, der Beratung, dem Austausch, der 
Stärkung der elterlichen Kompetenzen, der elterli-
chen Mitarbeit sowie der Erleichterung von Über-
gängen dienen. Elterneinzelgespräche sind anzubie-
ten, um im geschützten Rahmen einen das Kind be-
treffenden Informationsaustausch zu gewährleisten. 

(8) Für die schriftlichen Dokumentationen 
(Abs. 3) sowie die Planungen, Elterneinzelgesprä-
che, Teambesprechungen und bei mehrgruppigen 
Kindergärten für die koordinierenden bzw. grup-
penübergreifenden Arbeiten der Kindergartenlei-
tung (Abs. 5 und 6) sind jeder Gruppenleiterin 
(jedem Gruppenleiter) acht bis zehn Dienststunden 
wöchentlich – Teilzeitkräften jedoch mindestens 
ein Viertel ihrer Dienstzeit – kinderdienstfrei zur 
Verfügung zu stellen. Weiteren Kindergartenpäda-
goginnen (Kindergartenpädagogen) ist zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben – entsprechend der je-
weiligen Teamsituation, der internen Absprachen 
und einer allfälligen organisatorischen Entlastung – 
die notwendige kinderdienstfreie Dienstzeit zu ge-
währen. Unabhängig davon sind für Dokumenta-
tion, Elterneinzelgespräche, Planung der Förderung 
und Koordination im Zusammenhang mit dem Be-
obachtungsinstrument gemäß Abs. 3 lit. b der zu-
ständigen Kindergartenpädagogin (dem zuständi-
gen Kindergartenpädagogen) für jedes Kind ein-
malig zusätzlich zwei Stunden kinderdienstfrei zur 

Verfügung zu stellen. 
(9) Den Leiterinnen (Leitern) von Ganztages-

kindergärten mit Mittagessen oder von mehrgrup-
pigen Kindergärten ist zur Tragung des zusätzli-
chen, allenfalls gruppenübergreifenden Organisa-
tionsaufwandes die hiefür zusätzlich notwendige 
kinderdienstfreie Dienstzeit, die bei Kindergärten 
mit vier oder mehr Gruppen mindestens zwei wei-
tere Dienststunden/Woche umfasst, zu gewähren. 

 
§ 5 

Voraussetzungen der pädagogischen 
Kindergartenarbeit unter besonderen 

Verhältnissen 

(1) Ab vier Kindern mit Sprachförderbedarf ist 
für die Sprachförderung je Gruppe zusätzlich eine 
Kindergartenpädagogin (ein Kindergartenpädago-
ge) im Ausmaß von mindestens drei Stunden pro 
Woche beizuziehen.  

(2) In Kindergartengruppen mit ausschließlich 
dreijährigen Kindern dürfen einer Kindergartenpä-
dagogin (einem Kindergartenpädagogen) höchstens 
sieben Kinder und zwei Kindergartenpädagoginnen 
(Kindergartenpädagogen) acht bis höchstens 15 
Kinder anvertraut werden. Ein allfälliger Sprach-
förderbedarf ist nach Maßgabe des Abs. 1 zu be-
rücksichtigen. 

(3) In altersgemischten Kindergartengruppen 
sind, wenn der Anteil an Dreijährigen und Kindern 
mit Sprachförderbedarf ein Drittel der Gruppen-
größe übersteigt, zusätzliche Stundenkontingente 
pro Gruppe und Kindergartenjahr zur Verfügung 
zu stellen. Die Einteilung ist nach Maßgabe der pä-
dagogischen Konzeption und der besonderen Grup-
pensituation durchzuführen.  
Das Stundenkontingent beträgt  
a) bei einer Kindergartenpädagogin (einem Kin-

dergartenpädagogen) mit 12 bis 16 Kindern min-
destens 640 Stunden und 

b) bei zwei Kindergartenpädagoginnen (Kinder-
gartenpädagogen) mit 17 bis 23 Kindern min-
destens 320 Stunden. 
(4) Wenn in den Fällen der Abs. 2 und 3 keine 

Kindergartenpädagogin (kein Kindergartenpäda-
goge) zusätzlich zur Verfügung steht, hat die Grup-
penleiterin (der Gruppenleiter) die Sprachförderung 
durchzuführen. In diesem Fall ist zur Unterstützung 
eine Kindergartenhelferin (ein Kindergartenhelfer) 
zur Verfügung zu stellen. Den zusätzlichen, ansons-
ten den gruppenleitenden Kindergartenpädagogin-
nen (Kindergartenpädagogen) ist die notwendige 
Vorbereitungszeit zu gewähren. Bei der Anstellung 
von zusätzlichem Kindergartenpersonal ist – gege-
benenfalls kindergarten- bzw. gemeindeübergrei-
fend – ein Beschäftigungsausmaß von zumindest 
50 % anzustreben.  
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§ 6 
Schlussbestimmungen 

(1) Unter „Kinderdienst“ sind jene Zeiten zu 
verstehen, in denen für die Kindergartenpädagogin 
(den Kindergartenpädagogen) eine Aufsichtspflicht 
über Kinder des Kindergartens besteht. 

(2) An die Stelle der Eltern treten gegebenen-
falls die jeweiligen Erziehungsberechtigten. 

(3) Diese Verordnung tritt am 1. September 2008 
in Kraft.  

(4) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt 
der Kindergartenbildungs- und -erziehungsplan, 
LGBl.Nr. 30/2004, außer Kraft. 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

D r .  H e r b e r t  S a u s g r u b e r  
 


